
Vollstreckbare Ausfertigung 
, Zugestellt an 62 C139/16 

a) Klägerseite am: Ag, 0 'l j-IJ 
b) Beklagtenseite a5'i -t- ,0 g,)6 

Zielke, Justizamtsinspektorin 
als Urkun~sbeamtin'der'­
Geschäfi"~I .. IIA'··' : . " ~. " 

Amtsgericht Bergisch Gladbach 

IM NAMEN DES VOLKES 

Urteil 

In dem Rechtsstreit 

der Lorraine Media GmbH, ges.vertr.d.d.GF 

Berlin, 

Prozessbevollmächtigter: 

gegen 

hat das Amtsgericht Bergisch Gladbach 

Hauptstr .117, 10827 

Klägerin, 

Beklagten, 

im vereinfachten Verfahren gemäß § 495a ZPO ohne mündliche Verhandlung am 

05.08.2016 

durch den Richter_ 

für Recht erkannt: 

Der Beklagte wird verurteilt, a'n die Klägerin 498,00 EUR nebst Zinsen in 

, Höhe von 5 Prozentpunkten Ober dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 

22.7.2016 zu zahlen. 

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Beklagte. 
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Ohne Tatbestand (gemäß § 313a Abs. 1 ZPO). 

Enfscheidungsgründe: 

Die Klage ist zulässig und begründet. 

. 
Das Gericht hat das vereinfachte Verfahren nach § 495 a ZPO angeordnet und der 

Beklagtenseite Gelegenheit gegeben, binnen zwei Wochen zu der Klagebegründung 

Stellung zu nehmen. Innerhalb der Frist ist eine Stellungnahme nicht eingegangen, 

so dass gemäß § 138 Abs. 3 ZPO die von der Klägerseite vorgebrachten Tatsachen 

als zugestanden und damit unstreitig anzusehen sind. Das bedeutet, dass das 

Gericht bei seiner Entscheidung von dem einseitigen Klägervortrag auszugehen hat. 

,Danach schuldet der Beklagte die Entrichtung des Paketentgeltes von 498,00 EUR 

au~ dem ,zwischen den Parteien auf Grundlage des Antrags des Beklagten' vom 

2.6.2013 .Dauer , Werbe- & Anzeigeauftrag für die Veröffentlichung einer 

Fotochiffreanzeige". Umstände, die gegen ein wirksames Zustandekommen des 

Vertrags sprechen würden, sind nicht ersichtlich. Ebenfalls hat die Klägerin - was 

das Gericht durch Aufrufen der Internetanzeige unter, www.modelsweek.deim 

Rahmen des vereinfachten Verfahren nach § 495 a ZPO überprüft hat - die von ihr 

versprochene Leistung erbracht. Erhebliche GrUnde, warum der Beklagte die fällige 

Forderung dennoch nicht gezahlt hat, sind nicht ersichtlich. 

Die EntSCheidung über die Zinsen und vorgerichtlichen Kosten ergibt sich aus §§ 280 

Abs. 1, Abs. 2, 286 Abs. 1. 288 Abs. 1 BGB; wobei zu berücksichtigen war, dass 

mangels alsbaldiger Abgabe nach den §§ 696 Abs. 3, 167 ZPO die Prozesszinsen 

erst mit Zustellung am 21.7.2016 anfallen. 

Die prozessualen Nebenentscheidungen folgen aus den §§ 92 Abs. 2 Ziff, 1, 269 

Abs. 3, 708 Nr. 11,713 ZPO. 

Der Streitwert wird auf 498,00 EUR festgesetzt. 



Patt 

sbE~anltin der Geschäftsstelle 

Vorstehende Ausfertigung wird der"Klägerin zum Zwecke der Zwangsvollstreckung 
erteilt. 

Diese Entscheidung wurde dem Beklagten am j t. D t //; , 
zugestellt. 

Die Zwangsvollstreckung darf frühestens zwei Wochen nach diesem Tag beginnen 

(§ 198 ZP.O). 
I 

Bergisch Gladbach, t r2 2. SEr ~ni~ 

~~spektorin . 

r
~ t; "sllS' I:IQ~*j!ndsbeamtin der Geschäftsstelle 
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Vollstreckbare Ausfertigung 
. 

62 C 139/16 

Amtsgericht Bergisch Gladbach 

Kostenfestsetzungsbeschluss 

In dem Rechtsstreit 

der Lorraine Media GmbH, ges.vertr.d.d.GF 

Berlin, 

Hauptstr.117, 1 0827 

Klägerin, 

Prozessbevollmächtigter: 

gegen 

Beklagten, 

sind auf Grund des Urteils des Amtsgerichts Bergisch Gladbach vom 05.08.2016 von 

dem Beklagten 

237,50 EUR - zweihundertsiebenunddreißig Euro und fOnfzig Cent­

nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach 

§ 247, BGB seit dem 23.08.2016 an die Klägerin zu erstatten. 

Die Berechnung der gerichtlichen Kosten ist beigefügt. 

Die Berechnung der außergerichtlichen Kosten ist beigefügt. 

Im obigen Betrag sind 105,00 EUR an Gerichtskosten enthalten. 

Der dieser Kostenfeslsetzung zugrunde liegende Titel ist vorläufig vollstr",,,kh,,,r 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Beschluss ist das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde gegeben, 

sofern der Wert des Beschwerdegegenstandes 200 EUR übersteigt. Sie steht jedem 
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zu, dessen Rechte durch den Beschluss beeinträchtigt sind. Die sofortige 

Beschwerde ist bei dem Amtsgericht Bergisch Gladbach, Schloßstr. 21, 51429. 

Bergisch Gladbach, oder dem Beschwerdegericht, dem Landgericht Köln, 

Luxemburger Str. 101, 50939 Köln, schriftlich in deutscher Sprache oder zur 

Niederschrift der Geschäftsstelle einzulegen. Die Beschwerde kann auch zur 

Niederschrift der Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichtes abgegeben werden. 

Die sofortige Beschwerde muss spätestens innerhalb von zwei Wochen bei dem 

Amtsgericht Bergisch Gladbach oder dem Landgericht Köln eingegangen sein. Dies 
r gilt auch dann, wenn die Beschwerde zur Niederschrift der Geschäftsstelle eines 

anderen Amtsgerichtes abgegeben wurde. Die Frist beginnt mit der Zustellung des 

Beschlusses, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten nach Erlass des Beschlusses. 

Fällt das Ende der Frist auf einen Sonntag, einen allgemeinen Feiertag oder 

Sonnabend, so endet die Frist mit Ablauf des nächsten Werktages. 

Die sofortige Beschwerde muss die Bezeichnung des angefochtenen Beschlusses 

sowie die Erklärung enthalten, dass sofortige Beschwerde gegen diesen Beschluss 

eingelegt wird. Sie ist zu unterzeich~en und soll begründet werden, 

Übersteigt der Wert des Beschwerdegegenstandes nicht 200 EUR ist der 

Rechtsbehelf der Erinnerung gegeben. 

Sie steht jedem zu, dessen Rechte durch die Entscheidungbeeinträchtigt sind. Die 

Erinnerung ist schriftlich in deutscher SpraChe bei dem Amtsgericht Bergisch 

Gladbach, Schloßstr. 21, 51429 Bergisch Gladbach einzulegen. Die Erinnerung kann 

auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichts abgegeben 

werden und soll begründet werden. 

Die Erinnerung muss innerhalb einer Frist von zwei Wochen bei dem zuständigen 

Amtsgericht Bergisch Gladbach eingegangen sein. Das gilt auch dann, wenn die 

Erinnerung zur Niederschrift der Geschäftsstelle eines anderen als dem nach dieser 

Belehrung zuständigen Amtsgerichts abgegeben wurde. Die Frist beginnt mit der 

Zustellung der Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten nach dem 

Erlass des Beschlusses. Fällt das Ende der Frist auf einen Sonntag, einen 

allgemeinen Feiertag oder Sonnabend, so endet die Frist mit Ablauf des nächsten 
Werktages. 



Bergisch Gladbach, 01.09.2016 

Amtsgericht ,. -Rechtspflegerin 

"ul1~undsbeamtin der Geschäftsstelle 

Vorstehende Ausfertigung wird der Klägerin zum Zwecke der Zwangsvollstreckung 
erteilt. . 

Di~se Entscheidung wurde dem Beklagten a~ ß.S. /1,.'10 
zugestellt. 

Die Zwangsvollstreckung darf frühestens zwei Wochen nach diesem Tag beginnen 

(§ 798 ZPO). 




